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Beschlussvorlage der Verwaltung

Grem ium Sitzung am Beratung

Bezirksvertretung Mitte 19.01.2017 öffentlich

Bezirksvertretung Gadderbaum 19.01.2017 öffentlich

Stadtentwicklungsausschuss 31.01.2017 öffentlich

Beratungsgegenstand (Bezeichnung des Tagesordnungspunktes)

Umbenennung der Kaselowskystraße

Betroffene Produktgruppe

11.09.03 – Vermessung, Erhebung und Führung von Geobasisdaten

Ausw irkungen auf Ziele, Kennzahlen

Die Benennung und Umbenennung von Straßen verändert die Leistungsmenge der geführten
kommunalen Geodatenobjekte

Ausw irkungen auf Ergebnisplan, Finanzplan

Aufwand für die öffentliche Bekanntmachung der Umbenennungsverfügung, die Änderung des
Straßennamenschildes und das Aufstellen eines Hinweisschildes

Ggf. Frühere Behandlung des Beratungsgegenstandes (Grem ium , Datum , TOP, Drucksachen-Nr.)

Bezirksvertretung Gadderbaum, 01.09.2016, TOP 8, öffentliche Sitzung
Bezirksvertretung Mitte, 01.09.2016, TOP 8, öffentliche Sitzung
Stadtentwicklungsausschuss, 20.09.2016, TOP 6, öffentliche Sitzung,
Drucksache Nr. 3475/2014-2020

Beschlussvorschlag:

Die Bezirksvertretung Mitte und die Bezirksvertretung Gadderbaum empfehlen, der
Stadtentwicklungsausschuss beschließt:

Die Kaselowskystraße wird in

Hochstraße

umbenannt.

Begründung:

Die Bezirksvertretungen Gadderbaum und Mitte haben in ihren Sitzungen am 01.09.2016 dem
Stadtentwicklungsausschuss empfohlen und der Stadtentwicklungsausschuss hat in seiner



Sitzung am 20.09.2016 beschlossen, dass die Kaselowskystraße in „Hochstraße“ umbenannt
werden soll und die Verwaltung beauftragt, das Anhörungsverfahren bei den Anliegern der
Kaselowskystraße und die erforderlichen Schritte zur Umbenennung einzuleiten.

Das Amt für Geoinformation und Kataster hat am 31.10.2016 einhundert Personen und Firmen als
Anlieger der Kaselowskystraße angeschrieben, über die beabsichtigte Straßenumbenennung
informiert und zugleich den Betroffenen Gelegenheit zur Anhörung eröffnet. Neben drei
Telefongesprächen hat es in der Sache zwei schriftliche Rückäußerungen gegeben, jeweils für
eine Gruppe von Anliegern. In der Anlage 1 sind diese zusammen mit einer Stellungnahme der
Verwaltung dargestellt.

Den beiden Anliegern, die sich schriftlich geäußert haben, ist auch zwischenzeitlich geantwortet
worden, inhaltlich sinngemäß entsprechend der Stellungnahme der Verwaltung in Anlage 1.

Rechtsgrundlage für die Benennung und die Umbenennung öffentlicher Straßen ist § 4 Abs. 2 Satz
3 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW). Danach
können die Gemeinden öffentliche Straßen mit einem Namen bezeichnen oder nummerieren.

Bei der Benennung / Umbenennung von öffentlichen Straßen handelt es sich um einen
adressatlosen sachbezogenen Verwaltungsakt in der Form einer Allgemeinverfügung. Hauptzweck
der Benennung von Straßen ist es, den Verkehrsteilnehmern, insbesondere der Polizei, der
Feuerwehr und dem Rettungsdienst, die Orientierung und das Auffinden von Hausadressen zu
ermöglichen. Ein Nebenzweck bei der Namensgebung kann auch die Erinnerung an Personen und
damit zugleich ihre Ehrung sein.

Mit der Benennung im Jahr 2001 in Kaselowskystraße sollte an die Bielefelder Unternehmerfamilie
erinnert werden. Über die Namensgebung der Straße entbrannte in den Folgejahren eine immer
wieder aufflammende öffentliche Diskussion, die sich besonders auf ein Mitglied der Familie
Kaselowsky bezog, nämlich auf Richard Kaselowsky (*1888, †1944) und dessen Verhalten ab
1933 in der Zeit des Nationalsozialismus sowie dessen Nähe zu den damaligen Machthabern.

Familie Oetker hat vor dem Hintergrund der zwischenzeitlichen Aufarbeitung der Verflechtungen
von Richard Kaselowsky mit den Nationalsozialisten darum gebeten, auch die Kaselowskystraße
umzubenennen.

Beigeordneter
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Wenn die Begründung länger als drei
Seiten ist, bitte eine kurze
Zusammenfassung voranstellen.


